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Einleitung

Begriffe wie Datenhighway, Multimedia, Internet, Online- Dienste und virtual- reality sind heute in aller Munde. Sie sind nur der sprachliche Ausdruck des Wandels unserer Gesellschaft, von der spät- industriellen zur Informationsgesellschaft. Diese wird im Bericht der Bundesregierung „Info 2000: Deutschlands Weg in die Informationsgesellschaft“ vom Februar 1996 als eine Wirtschafts- und Gesellschaftsform beschrieben, in der wissensintensive Produktion und intelligenter Umgang mit Informationen und Wissen eine zentrale Rolle spielen. Lebenslanges, anwendungsorientiertes Lernen und die Fähigkeit Informationen schnell aufzufinden und zu taxieren werden immer wichtiger.

Der Inbegriff dieser neuen IuK (Informations- und Kommunikationstechnologien) ist das Internet, das in den letzen Jahren förmlich explodierte und sich mit einer Eigendynamik entwickelte, die noch vor 10 Jahren nur wenige für möglich gehalten hätten. 

Die immer stärker werdende Vernetzung von Betrieben, privaten Haushalten und der öffentlichen Verwaltung bietet auch für die Kommunen ein enormes Potential an neuen Möglichkeiten und Gestaltungsfreiheiten. Diese werden heute in ersten Ansätzen verwirklicht und praktiziert. Die langfristigen Folgen dieser Veränderungen liegen aber heute noch weitgehend im Dunkeln und lassen sich nicht zuverlässig abschätzen.

In meiner Arbeit versuche ich die neu für die Kommunen entstandenen Möglichkeiten und Chancen aufzuzeigen und anhand konkreter Beispiele zu belegen. Wichtig ist mir aber auch eine kritische Beleuchtung der „multimedialen Euphorie“ und realistische Bewertung der neuen Möglichkeiten der Städte und Gemeinden.

 Die sprunghafte Zunahme der Computernutzung

Schon seit Mitte der 60er Jahre werden in Bereichen, in denen große homogene Datenmengen zu verwalten sind, Computer verwendet. Deren betrieblicher Einsatzbereich wurde über die Jahre sukzessiv  erweitert. Einzug in die privaten Haushalte hielt der PC Anfang der 90er Jahre. Dies wurde nicht zuletzt durch die Entwicklung der graphischen Benutzeroberfläche ( Windows ) ermöglicht.

1992 lag der PC- Bestand in Deutschland bei 12 je 100 Einwohner. Bereits 1996 hatte er sich auf 24 je 100 Einwohner verdoppelt. 1998 waren in Deutschland 28 Mio. PCs in Gebrauch, etwa zu gleichen Teilen auf Firmen und private Haushalte verteilt.
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Mit etwa 5 Jahren Verzögerung folgt der Internetboom dem Computerboom. Innerhalb der letzen Jahre stieg die Zahl der Internetnutzer/innen von 400.000 auf 6 Mio. an und ein Ende dieser Entwicklung ist im Moment nicht absehbar.

                                   Quelle: International Data Corporation (IDC) , 1998
Auch die Internetpräsenz der Städte und Gemeinden steigt rapide an. 1998 gab der Bayerische Städtetag eine Studie mit dem Thema „ Internet in den Städten und Gemeinden“ in Auftrag. Diese zeigte klar auf, daß ein großer Teil der Kommunen bereits im Internet präsent ist, oder in nächster Zeit auf das Medium Internet zurückgreifen will.

Erhebungszeitraum: April 1998

Von 263 Mitgliedern haben 197 Städte/ Gemeinden geantwortet.

Sind sie mit einem eigenen Angebot im Internet vertreten ?

ja
nein
geplant

118
33
46

Nutzen Sie das Internet für interaktive Angebote (z.B. Platzreservierung, Anträge..)?

ja
nein
Geplant

23
91
56

Haben Sie Formulare für Verwaltungsleistungen ins Internet gestellt ?

ja
nein
geplant

10
111
59

Stellen Sie im Internet Informationen über die Arbeit des Stadtrats/ Gemeinderats zur Verfügung?

ja
nein
geplant

35
81
56

Welche Informationen über die Arbeit des Stadtrats/ Gemeinderats stellen Sie zur Verfügung ?

Sitzungstermine
35

Tagesordnung
17

Beschlüsse/ Protokolle
4

Wird das Internet zu Zwecken der Bürgerbeteiligung genutzt ?

ja
nein
geplant

14
162
25

Nutzen Sie das Internet zu lokalen Meinungsumfragen über Themen von kommunalpolitischer Bedeutung ?

ja
nein
geplant

7
162
2
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Eine ein Jahr zuvor durchgeführte Umfrage ergab folgende Aufteilung, der Serviceleistungen in den „Online- Kommunen“:

Wichtigste Grundvorausetzung für die Akzeptant kommunaler Internetleistungen ist die Netzanbindung der einzelnen Haushalte in den Städten und Gemeinden. Es sollte also Ziel der Politik sein, die neuen Medien für alle Bürger nutzbar zu machen. Die Enquete-Kommission des deutschen Bundestages eröffnete 1996 das Forum „Info-200“. Ein Hauptziel besteht darin bis zum Jahr 2000 die Bedingungen dafür zu schaffen, daß sich die Mehrzahl der Haushalte in Deutschland dafür entscheiden kann, Computertechnologien zu nutzen.

1995 startete die Staatsregierung das Projekt „Bayern Online“, das insgesamt 16 Teilprojekte umfaßt. Ein Teilprojekt davon ist das „Bayerische Bürgernetz“. Es stellt ein flächendeckendes Netz von Einwahlknoten dar,  das den offene Teil des Bayernnetz und das WWW  für kleine und mittlere Unternehmen, sowie für Bürger Bayerns nutzbar macht. Mit dem Bürgernetz München wurde am 19.4.1996 der erste Einwählknoten in Betrieb genommen. Die  Zahl der Bürgernetz- Vereine lag 1998 bei 79. Bürgernetze stellen aber nicht die einzige Form des Netzzugangs dar. Zur Bereitstellung  eines Internetzugangs beschreiten Städte und Gemeinden auch andere Wege. Terminals in Volkshochschulen und Rathäusern, oder öffentliche Internetzugänge in Stadtbüchereien sind nur einige Beispiele dafür. Die Stadt Nürnberg bietet mit ihrem Projekt „Kulturläden  online“ betreute Zugänge an. In Zusammenarbeit von Arbeitsamt und Jugendamt wurden in der Stadt Münster in Westfalen Internetcafes aufgebaut.

Möglichkeiten der kommunalen Online- Dienste

Informationsbereitstellung der kommunalen Organe

Die am meisten von Städten und Gemeinden genutzte Möglichkeit an den Vorteilen des Internet zu partizipieren, stellt die Bereitstellung von Informationen dar. Der Vorteil gegenüber der  Publizierung  in Printmedien besteht nach meiner Einschätzung vor allem im Kostenbereich und in der leichteren Aktualisierbarkeit der Informationen. Entscheidender Pluspunkt des WWW  ist auch die Möglichkeit für die Bürger/innen ganz gezielt nach der gewünschten Information zu suchen. Dies geschieht entweder durch „durchklicken“ bis zur gewünschten Information, oder komfortabler durch eine in die Webseite integrierte „Suchmaschine“. Das Eintippen eines Schlagwortes führt dann direkt zur gewünschten Information.

Der Phantasie der Verwaltungen ihre Informationen darzustellen sind keine Grenzen gesetzt.  Schwerpunkte der Informationsbereitstellung sind:

· Ausschreibungen für kommunale Projekte

· Mitteilungen zur kommunalen Tagespolitik

· Informationen zum Personalbestand in den Behörden und Gremien

· Präsentation des kommunalen Leistungsangebots

Die Stadt München (http://www.muenchen.de)  bietet auf ihrer Homepage einen interaktiven Behördenwegweiser an. Mit diesem Wegweiser können sich Bürger/innen gezielt Informationen über die gesuchte Dienststelle der städtischen Verwaltung einholen. Das Angebot reicht von den Öffnungszeiten bis zu den Dokumenten, die z.B. für eine KFZ- Zulassung erforderlich sind.

Auszug der Web- Site der Stadt München:

PRIVATE
Kraftfahrzeugzulassung 
Führerscheinstelle 
Neuzulassung, Besitzwechsel, Standortwechsel, Stillegung, Verlust von Kfz.-Papieren, amtliches Kennzeichen 

Kreisverwaltungsreferat, 
Kfz-Zulassung und Führerscheinstelle, 
Eichstätter Straße 2, 
80686 München
Tel. 233 - 03 60, Mo - Fr 7.30 - 12 Uhr 

Mitzubringen sind:
Paß oder Personalausweis, Anmeldung, Kraftfahrzeugpapiere (Brief, Schein, Betriebserlaubnis, Abmeldebescheinigung), Versicherungsdoppelkarte, Handelsregisterauszug oder Gewerbeanmeldung, bei minderjährigen Haltern Einverständniserklärung und Ausweise beider Elternteile oder des Sorgerechtsinhabers (ggf. Sterbe- und Bestattungsurkunde). Bei Erteilung einer Vollmacht Personalausweis des Bevollmächtigten und des Vollmachtsgebers mitbringen.

Schulweghelferangelegenheiten 
Kreisverwaltungsreferat, Ruppertstraße 19, Tel. 233 - 2 70 17

Verkehrssicherheitsbeauftragter und Schulwegbeauftragter 
Kreisverwaltungsreferat, Straßenverkehr, Ruppertstraße 19, 
Tel. 233 - 2 71 27, 233 - 2 30 06

PRIVATE

Zuletzt geändert am 21.12.1998 
Sie haben einen Fehler entdeckt? 
Dann schicken Sie uns doch bitte eine kurze Email. 


Die Gemeinde Putzbrunn (5.100 Einwohner) im Landkreis München informiert auf

Ihrer Web-Site (http://www.putzbrunn.de) umfangreich über das örtliche Geschehen.

Die Sitzungen des Gemeinderates und seiner Ausschüsse können ebenso abgerufen

werden wie die Niederschriften. Der Bürger kann sogar das Ortsrecht der Gemeinde am Computer einsehen. Erster Bürgermeister Josef Kellermeier:

„Unsere Bürger rufen hauptsächlich das örtliche Geschehen ab. Sie informieren sich, wann Gemeinderatssitzungen stattfinden, sie informieren sich über Bebauungspläne, Flächennutzungspläne, und Sie teilen uns auf elektronischem Weg - und das immer zunehmender mit, wo es in der Gemeinde hakt. Das sind ganz kleine praktische Dinge, wie: eine Straßenlampe leuchtet nicht, oder die Straße gehört wieder mal gekehrt. Alles, was die Bürger ärgert, wird uns vermehrt über das elektronische Medium mitgeteilt. Das hat für uns den Vorteil, daß wir auch schnell reagieren können, und daß die Bürger nicht allzulange unzufrieden sind mit Ihrer Gemeinde.... Wir sind auf dem Weg, über Internet unseren Bürgern Informationen zur Verfügung zu stellen, die sie sonst, sage ich mal, über Anschlagtafeln oder Presse nicht bekommen. Es ist leichter, im Internet einen Flächennutzungsplan darzustellen, die ganzen Änderungen zu erläutern, als an einer Anschlagtafel.“

Ein umfangreiches Angebot für ihre Bürger hält auch die Stadt Mannheim bereit. Dort kann man sich nicht nur über die Tagesordnung der Stadtratssitzungen und die zu beratenden Punkte informieren. Die wichtigsten Vorlagen werden zusätzlich zum „Download“ bereitgestellt. Auch Beschlußvorlagen sind aus dem Netz zu erhalten. Selbst in der Bebauungsplanung wird das neue Medium eingesetzt. Bei den Bürgern stößt dies offensichtlich auf große Zustimmung. Die Stadtverwaltung berichtet, daß pro Monat etwa 70.000 Aufrufe - mit steigender Tendenz - zu verzeichnen sind. Mit zu den meist aufgerufenen Seiten zähle das „Internet- Rathaus“, also die aktuellen Informationen  aus der Kommunalpolitik und den Stadtratssitzungen. Außerdem hat man damit begonnen, bei kommunalpolitischen Themen, wo Informationen des Rates und der Verwaltung von der Presse nicht in adäquater Form veröffentlicht werden, das entsprechende Material unmittelbar ins Netz zu stellen. Damit soll korrigierend Einfluß genommen werden, wenn in der öffentlichen Diskussion etwas schiefläuft.

Präsentation einer Stadt/ Gemeinde im Internet um Tourismus in der Region zu fördern.

Auch im Tourismusbereich hat das Medium Internet längst seinen Siegeszug angetreten. Immer mehr Menschen greifen bei der Urlaubsplanung, bzw. Buchung auf das WWWeb zurück. Das schier unerschöpfliche Informationsangebot bietet nahezu ideale Voraussetzungen um sich über seinen Wunschurlaubsort zu informieren. Das Reisebüro wird nach meiner Meinung immer mehr an Bedeutung verlieren. Last- Minute Reisen können heute bequem vom PC aus, direkt beim Reiseveranstalter gebucht werden. Fast alle internationalen Airlines verfügen über Server, über die man Flüge reservieren, bzw. deren Verfügbarkeit überprüfen kann. 

Für die Städte und Gemeinden stellt sich die Aufgabe, die bereits vorhanden Internetsites der Region in einen sinnvollen Rahmen einzubinden, und um erforderliche Sites zu ergänzen. Ziel sollte es sein, dem Informationsuchenden ein übersichtliches, aktuelles und informatives Angebot über die touristischen Möglichkeiten der Region anzubieten.

Abb.: Tourismusseite Ingolstadt

· PRIVATE
Ingolstadt im Überblick 

· Ingolstadt in Zahlen 

· Ingolstadt in Bildern 

· Hotelführer-Ingolstadt 

· Sehenswürdigkeiten 

· 
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· Liebfrauenmünster
· Kreuztor
· Neues Schloß


· Maria de Victoria - Kirche
· Alte Anatomie 


· Stadtplan (200KB - gif) 

· Museen 

· Stadtmuseum
· Bayr. Armeemuseum
· Dt. Medizinhistorisches Museum
· Museum für konkrete Kunst
· Spielzeugmuseum
· Museum im Pedellhaus 

· Pauschalangebote und Führungen 

· Pfeifturmbegehungen 

· Stadtführungen 

· Konferenzen und Tagungen in Ingolstadt 

Eine der besten, im Moment abrufbaren Sites ist die Homepage der Stadt Ingolstadt. Am Anfang der Seite stehen Überblicksinformationen und Bilder, um dem Surfer einen groben Überblick über die Region zu geben und das Interesse an ihr zu wecken. Sehenswürdigkeiten und Attraktionen der Region werden wie in einem Reiseführer vorgestellt und beschrieben. Ein Stadtplan mit allen Sehenswürdigkeiten kann heruntergeladen, und am eigenen PC ausgedruckt werden. Die Museen der Stadt werden beschrieben und deren Öffnungszeiten bekanntgegeben.

Besonders hilfreich ist ein Verzeichnis aller Hotels der Stadt. In dieser sind alle Unterkunftsmöglichkeiten der Stadt in alphabetischer Reihenfolge, mit der zugehörigen Kontaktadresse und einer Kurzbeschreibung  angegeben.

Abb. Auszug aus des Hotelführers Ingolstadt

Hotelführer INGOLSTADT




Städtisches Fremdenverkehrsamt Ingolstadt
Tourist Information



Im Alten Rathaus
Postfach 21 09 64
Tel. (0841) 305-1098
Rathausplatz 2
85024 Ingolstadt
Fax (0841) 305-1099

PRIVATE
Name des
Hauses
Telefon-Nr.
Telefax-Nr.
(0841)
Betten-
zahl
EZ-
Preis
DM
DZ-
Preis
DM
Behin-
derten-
zimmer
Ausstattung
Hotel
Zimmer
Tagungs-
räume
(Anzahl/
Größe)
Lage des
Hauses

Hotels









garni Adler
Theresienstraße 22
85049 Ingolstadt
3 51 07
1 77 53
80
98
145
nein
P Bus/PKW,Frühstücksbufett,Restaurant,
Sauna,Fitness,Fahrradverleih,Tel.,TV,
Haustiere erlaubt
1
(bis 20 Personen)
Innenstadt

Ambassador
Goethestraße 153
85055 Ingolstadt
50 30
50 37
194
130-218
160-286
ja
P Bus/PKW,Restaurant,Lift, Früh-
stücksbufett,Hotelbar,Sauna,Sola-
rium,Fahrradverleih,Haustiere 
erlaubt, Tel,Radio,TV,Minibar,
Nichtraucherzimmer,Gartenbetrieb
9
(von 2-160 Personen)
Nähe
Autobahn-
ausfahrt

Am Ende der Tourismus Seite werden aktuelle Kulturtermine der Region veröffentlicht.

 Internet als Instrument der kommunalen Wirtschaftsförderung

Eine hochwertige Präsentation im Internet und eine hochwertige Telekommunikationsninfrastruktur wird künftig im Wettbewerb um Unternehmensstandorte immer ausschlaggebender. Zu den zentralen Aufgaben kommunaler Wirtschaftsförderung muß somit auch die Bereitstellung eines Informationssystems für die Wirtschaft gehören. 

· Online- Stellenmarkt

Einige Kommunen verwirklichen schon seit geraumer Zeit die Arbeitsplatzvermittlung per Computer. In Zusammenarbeit mit Arbeitsämtern und der regionalen Wirtschaft organisieren diese auf den Internetseiten der Gemeinde eine Datenbank der Stellenangebote- bzw. Gesuche. Diese Datenbank ist leicht für alle Bürger und Firmen der Gemeinde abrufbar und vereinfacht dadurch die Kommunikation enorm. Weitere Vorteile der Online- Stellenvermittlung liegen in der Aktualität und der Abrufbarkeit, die rund um die Uhr möglich ist.

· Organisation der Webseiten der kommunalen Wirtschaft

Im Vordergrund steht hier wiederum die sinnvolle Organisation der externen Internetsites der in der Region angesiedelten Firmen und Betriebe. Ziel ist dabei wiederum, einen Kontakt zwischen Interessent/innen und zu den in der Region angesiedelten Betrieben herzustellen.

· Informationen für Existenzgründer und an der Ansiedlung interessierte Betriebe

Grobe Vorabinformation für Interessent/innen, die sich einen ersten Überblick über die Rahmenbedingungen und Standortfaktoren der Stadt oder Gemeinde verschaffen wollen. Hier bietet sich die Möglichkeit für den Wirtschaftsstandort zu werben und Interessent/innen anzulocken.

· Informationen zum Leistungsangebot der in der Region angesiedelten Betriebe
Informationen zur Anzahl und Art der in der Region ansässigen Betriebe. Daten und Zahlen die es dem Informationssuchenden ermöglichen Rückschlüsse über die Struktur der Qualität und Quantität der Wirtschaft der Region zu ziehen.

Interaktivität zwischen Bürger und Kommune via Internet

Reine Informationssysteme sind häufig nur die Vorstufe für interaktive Dienstleistungen. Der Weg zum „virtuellen“ Rathaus führt über den Weg von Transaktionssystemen. Erst interaktive (in beide Kommunikationsrichtungen) Angebote nutzen die sich bietenden Möglichkeiten aus und bringen eine neue Qualität. Vergleichbar mit dem Homebanking kann der Bürger interaktive Dienste der Verwaltung in Anspruch nehmen.

Notwendigkeit der digitalen Signatur

Nachdem bei den meisten interaktiven Angeboten eine eindeutige Identitätsfeststellung der beteiligten Personen, eine Vertraulichkeit der zu übertragenden Daten und eine Unverfälschtheit der Daten gewährleistet sein muß, ist die Umsetzung von interaktiven Angeboten sehr viel schwieriger als reine Informationsangebote. Die Lösung liegt u.a. in der Nutzung der digitalen Signatur.

Durch die Nichtkörperlichkeit elektronischer Daten können diese nicht auf herkömmliche Weise unterschrieben werden. Diese Form der Identifizierung ist aber für viele juristische Handlungen verbindlich vorgeschrieben. Erst durch die eigenhändige Unterschrift wird eine Urkunde rechtskräftig. Als Ersatz für die handschriftliche Unterschrift wird die digitale Signatur eingeführt. Es handelt sich dabei jedoch nicht um eine eingescannte Handunterschrift, sondern um ein mathematisches Verschlüsselungsverfahren. Grundlage für dieses Verfahren bildet ein für jede Person einmaliges, nach mathematischen Regeln gebildetes Schlüsselpaar. Der geheime Schlüssel dient dem Aussteller der Signatur zur Erzeugung der digitalen Unterschrift. Er ist nur dem Inhaber selbst bekannt und wird in der Regel auf einer Chipkarte gespeichert. Er kann nur in Kombination mit einer geheimen Identifikationsnummer (PIN) eingesetzt werden. Zu jedem geheimen Privatschlüssel gehört ein öffentlicher Schlüssel mit dem der Empfänger die Personenechtheit und Datenunversehrtheit eines elektronischen Dokuments prüfen kann. Um eine zuverlässige Funktion und hohe Sicherheit des Systems zu gewährleisten muß zum einen ein Chipkartenlesegerät für den privaten PC, und zum anderen die eindeutige Zuordnung der Schlüssel gewährleistet sein. Diese Zuordnung wird erst durch ein öffentliches Verzeichnis (Zertifizierungsstellen) machbar. Die Aufnahme von Personen in dieses Verzeichnis ist nur nach einer persönlichen Identifizierung möglich. Mit dem Signaturgesetz wurden 1997 die erforderlichen Rechtsvorschriften hierfür von der Bundesregierung  erlassen.

Da noch geraume Zeit vergehen dürfte bis die digitale Signatur allgemein eingeführt wird, setzen einige Verwaltungen Übergangslösungen ein. Dabei werden Formulare, komplett mit Anleitung zum Ausfüllen, ins Netz gestellt. Diese können dann von den Bürger/innen bereits Zuhause ausgedruckt, ausgefüllt und unterschrieben werden. Nach der Abgabe im Rathaus ist der Vorgang dann rechtskräftig.

Folgend möchte ich einige Beispiele und Anregungen für die enorme Bandbreite der neu entstehenden Möglichkeiten anreißen. Mit der konsequenten Umsetzung dieser kann in Zukunft  jeder Behördengang bei dem die physische Anwesenheit nur der Identitätsfeststellung dient, auch vom heimischen PC aus erledigt werden.

· Wohnsitzmeldungen

· Lohnsteuerjahresausgleich

· Mülltonnenbestellung

· Anmeldungen von Haustieren

· Gewerbeanmeldungen

· Kirchenaustritte- bzw. eintritte

Bürgerbeteiligung an kommunalen Entscheidungsprozessen via Internet

Der bayerische Ministerpräsident Stoiber erklärte 1997, daß in der verstärkten Nutzung des Internet die Chance für eine weltweite Verbreitung der Demokratie liege. Der amerikanische Vizepräsident Gore sieht  ein neues „athenisches Zeitalter“ heranbrechen.  Bundespräsident Herzog sieht Bayerns Zukunft unter dem Motto „Laptop meets Lederhose“. Der Gutachter der französischen Regierung  für Datenautobahnen Leo Scheer, sieht gar die Möglichkeit der Fortentwicklung der  „Abstimmungsdemokratie“ zur  „Mitwirkungsdemokratie“.

Wie aber aus der am Anfang meiner Arbeit zitierten Umfrage des Bayerischen Städtetages hervorgeht wird einer Vergrößerung der Partizipartionspotentiale durch das Internet bislang nur wenig Bedeutung beigemessen. Vor allem der zaghafte Einsatz der vorher von mir beschriebenen interaktiven Möglichkeiten deutet darauf hin, daß die Potentiale der Technik noch erheblich unterschätzt werden. Einige Städte und Gemeinden sind aber bereits auf den „multimedialen“ Zug aufgesprungen und zeigen  mit kreativen Projekten was in Zukunft alles machbar sein wird.

Die Stadt Oldenburg macht von der Möglichkeit Gebrauch, zu wichtigen kommunalpolitischen Themen elektronische Bürgerbefragungen im Internet durchzuführen. So wurde als Thema für die Ratssitzung am 25.11.1997 die Frage ins Internet gestellt, ob Asylbewerber nur noch Wertgutscheine anstelle von Bargeld erhalten sollen. Per Internet haben sich 81 Prozent dafür, 19 Prozent dagegen ausgesprochen.

In Hamburg wurde ein sog. „Blue-Net“ als Forum für die Stadtplanung entwickelt. Damit sollen zu verschiedenen Themen sog. „Ideenpools“ aufgebaut werden, die als Diskussionsanregung für die Stadtplanung dienen. Die multimedialen Fähigkeiten des Internets werden dabei voll ausgeschöpft. Der Betrachter kann sich dadurch am Bildschirm alle Planungsalternativen, wie die Hafenstadt in ein paar Jahren aussehen könnte, ansehen.

Auch das bayerische Innenministerium nutzt die interaktiven Möglichkeiten der Computerkommunikation. Im Online-Bürgerforum (http://www.innenministerium .bayern.de/forum/umfrage.htm) werden sowohl Online-Umfragen als auch Diskussi-onsforen angeboten. Ab 1.2.1998 wurde den Bürgern ermöglicht, ihre Meinung zur Frage „Sind Sie für Zivildienstleistende bei der Polizei?“ abzugeben und auch gleich den aktuellen Meinungsstand abzufragen. Im Diskussionsforum konnte das Thema 0,5-Promillegrenze mit dem Innenminister selbst und seinen beiden Staatssekretären sowie geladenen Gäste diskutiert werden.

In der Schweiz wird die Volksabstimmung per Internet gefordert. Der dortige Bundesrat hat über einen Antrag beraten, der die Ausübung der politischen Rechte und damit auch der Wahlen per Internet zum Gegenstand hatte. Bundesrat und Nationalrat haben dem Antrag indes wegen ungeklärter Sicherheitsprobleme eine Absage erteilt. Der Bundesrat äußerte jedoch auch, daß er die Weiterentwicklung der Technik im Auge behalten und zum gegebenen Zeitpunkt prüfen werde, ob die Bedingungen für die Einführung der elektronischen Abstimmung als zureichend und sicher betrachtet werden können.

Was in der Schweiz zurückgestellt wurde, wird in Florida bereits umgesetzt. Pressemitteilungen vom November 1997 zufolge soll - zunächst in einem Pilotprojekt denjenigen Wählern die Möglichkeit der Wahl per Email eingeräumt werden, die sich im Ausland befinden, vor allem dem Militärpersonal. Die Sicherheitsprobleme seien durch ein System öffentlicher und privater Schlüssel gelöst worden.

Grenzen und Kritik an der „Interneteuphorie“

Neben all den positiven Neuerungen und neuen Möglichkeiten des Internets gibt es aber auch kritische Stimmen, die vor einer Überschätzung der neuen Medien warnen. Eine „Informationsgesellschaft“ müsse nicht automatisch demokratischer sein. Die externe Beeinflussung der Kommunalpolitiker wird mit Sicherheit wachsen. Eine Minderheit von überdurchschnittlich medienkompetenter Bürgern wäre in der Lage überproportional großen Einfluß auf Entscheidungen auszuüben, aber der private Massenmarkt wird in absehbarer Zeit nicht erreicht. Befürchtet wird ein „elektronischer Populismus“, der altbewährte Mechanismen der Demokratie, wie z.B. Bürgerversammlungen bedrohe. Das demokratische Merkmal der unmittelbaren zwischenmenschlichen Auseinandersetzung in politischen Gremien, wird von einer Kommunikation in elektronischen Datennetzen ersetzt. Statt einem persönlichen Gespräch „chatet“ man über die Computertastatur. Zu einer realistischen Einschätzung des Entwicklungspotentials der kommunalen Online- Dienste gehört aber auch die Tatsache, daß nicht alle Menschen die Multimedia- Euphorie teilen. Laut einer repräsentativen Umfrage des BAT- Freizeit-  Forschungsinstitutes von 1997 fühlt sich die Hälfte der Bürger/innen vom Angebot der neuen Medien „überrollt“ und fast ebenso viele halten die Medienflut für „nicht mehr überschaubar“ , oder haben sogar Angst vor dieser. Ein Drittel der Befragten waren sogar der Meinung, daß „die Bürger Multimedia- Angebote gar nicht haben wollen“. Für mich stellt aber nicht mehr die Frage ob die Kommunen im Internet aktiv werden sollen, denn wer jetzt nicht noch auf den schon angefahrenen Zug aufspringt wird für immer hinterherhinken . Vielmehr stellt sich die Frage, wie dies vollzogen wird. Erwartungen dürfen nicht zu hochgespannt sein. Realistische Einschätzungen sind wichtiger als Euphorie. Man denke nur an z.B. Bildschirmtext (BTX) , der nach einer anfänglichen Euphorie heute fast gänzlich in der digitalen Versenkung verschwunden ist. Die Online- Strategie der Kommunen sollte auf jeden Fall umsichtig, und vor allem  langfristig  angelegt sein.
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